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A. Bericht des Abgeordneten Paul: 

I. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 156. Sit- 
zung am 29. Juni 1956 den Antrag der Fraktion des 
GB/BHE — Drucksache 2406 — dem Ausschuß für 
auswärtige Angelegenheiten als federführenden 
Ausschuß und den Ausschüssen für Gesamtdeutsche 
und Berliner Fragen omd für Heimatvertriebene 
zur Mitberatung zugewiesen. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
und der Ausschuß für Gesamtdeutsche und Ber- 
liner Fragen haben in einer gemetinsamen Sitzung 
am 6. Februar 1957 (71. Sitzung der beiden Aus- 
schüsse) den Antrag und den gesamten mit ihm zu- 
sammenhängenden Fragenkomplex eingehend er- 
örtert. Es wurde ein aus sechs Mitgliedern beider 
Ausschüsse ibestehender Unterausschuß bestellt. 
Dieser hat sich unter dem Vorsitz des Bericht- 
erstatters in sechs Sitzungen ebenfalls gründlich 
mit dem gesamten durch den zitierten Antrag auf- 
geworfenen Fragenkomplex befaßt und einen Be- 
richt ausgearbeitet, der vom Ausschuß für auswär- 
tige Angelegenheiten am 24. Juni 1957 erörtert und 
verabschiedet worden ist. 


II. 

In der gemeinsamen Sitzung des Ausschusses für 
auswärtige Angelegenheiten und des Ausschusses 
für Gesamtdeutsche und Berliner Fragen am 
6. Februar 1957 hat der Bundesminister des Aus- 
wärtigen zum vorliegenden Antrag Stellung ge- 
nommen. Er bezog sich dabei auf die von ihm vor 
dem Deutschen Bundestag in der 188. Sitzung am 
31. Januar 1957 abgegebene Regierungserklärung, 
in der ausgesprochen wurde, die Bundesregierung 
sei sich mit ihren Bündnispartnern darüber einig, 
daß die endgültige Festlegung der Grenzen Deutsch- 


lands bis zu einer frei vereinbarten friedensvertrag- 
lichen Regelung für ganz Deutschland aufgeschoben 
werden müsse. Dies entspreche auch dem ausdrück- 
lichen Text der Vereinbarung im Deutschlandver- 
trag. In der Regierungserklärung vom 31. Januar 
1957 heiße es wörtlich: 

„Nur eine gesamtdeutsche Regierung und eine* 
vom ganzen Volk gewählte Volksvertretung sind 
legitimiert, diese Entscheidung über die künfti- 
gen deutschen Ostgrenzen zu treffen. Die Bun- 
desregierung hält daran fest, daß die Verhand- 
lungen hierüber keinen Zweifel daran lassen 
dürfen, daß für den völkerrechtlichen Gebiets- 
stand Deutschlands die Grenzen des Deutschen 
Reiches vom 31. Dezeiiiber 1937 maßgeblich sind 
und daß das deutsche Volk die Oder-Neiße- 
Grenze nicht als gegenwärtige oder künftige 
Grenze Deutschlands anerkennen kann.“ 

In der Sitzung vom 6. Februar 1957 hat der Herr 
Bundesminister des Auswärtigen ferner erklärt, 
die Bundesregierung und ebenso, wie er annehme, 
die Regierung eines wiedervereinigten Deutsch- 
lands werde sich mit allen ihr zur Verfügung 
stehenden friedlichen Mitteln dafür einsetzen, daß 
Deutsche, die seit Jahrhunderten bis zum Zeit- 
punkt der Vertreibung in geschlossenen Sied- 
lungsgebieten außerhalb des Reichsgebietes nach 
dem Stand vom 31. Dezember 1937 gelebt haben, 
in ihre angestammte Heimat zurückkehren können. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
nahm in seiner Sitzung vom 6. Februar 1957 die 
Erklärungen des Herrn Bundesaußenministers zur 
Kenntnis. 

III. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
erinnert außerdem an die in der 155. Sitzung des 
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Deutschen Bundestages vom 28. Juni 1956 abge- 
gebene Regierungserklärung, in der es heißt: 

„In voller Übereinstimmung mit dem erklär- 
ten Willen des ganzen deutschen Volkes hat sie 
immer darauf hingewiesen, daß das Deutsche 
Reich in seinen Grenzen von 1937 fortbesteht 
und daß einseitige Entscheidungen, die .in den 
Jahren nach dem völligen Zusammenbruch ge- 
troffen wurden, vom deutschen Volk nicht aner- 
kannt werden. Das Recht auf die Heimat und das 
Selbstbestimmungs recht sind unabdingbare Vor- 
aussetzungen für die Lösung des Schicksals der 
in der Vertreibung oder in der Unfreiheit leben- 
den Menschen und Völker. Darum hat die Bun- 
desregierung auch immer wieder feierlich er- 
klärt, daß die Lösung des Problems der deut- 
schen Ostgrenzen einem Friedens vertrag Vorbe- 
halten bleiben muß, zu dessen Abschluß nur eine 
vom ganzen deutschen Volk demokratisch legi- 
timierte gesamtdeutsche Regierung berechtigt 
sein kann. Diese Erklärung steht keineswegs im 
Gegensatz zu der wiederholt bekräftigten Fest- 
stellung, daß weder die Bundesregierung noch 
das deutsche Volk jemals ihren Rechtsanspruch 
mit Hilfe von Gewalt verwirklichen werden.“ 


IV. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
erwartet, daß die Bundesregierung unter Hinweis 
auf die cxben erwähnten Erklärungen des Bundes- 
außenministers auch gegenüber fremden Regierun- 
gen den Rechtsanspruch auf die unter fremder 
Verwaltung stehenden deutschen Ostgebiete und 
das Recht aller Vertriebenen auf ihre angestammte 
Heimat unmißverständlich vertreten wird. Der 
Ausschuß ist der Meinung, daß das Recht auf die 
Heimat auch alle politischen Rechte in der Heimat 
in sich schließt. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
hält es für notwendig, daß die Bundesregierung die 
in diesem Bericht wiedergegebene Auffassung der 
Bundesregierung 'und des Deutschen Bundestages 
bei künftigen Botschafterkonferenzen und außer- 
dem gegenüber allen diplomatischen Vertretungen 
der Bundesrepublik nachhaltig zum Ausdruck 
bringt. Die diplomatischen Vertretungen der Bun- 
desrepublik sollten ferner über das Gesamt- 
problem der Vertreibung laufend unterrichtet 
werden. Hierbei soll darauf geachtet werden, daß 
im Rahmen der allgemeinen Aufklärungsarbeit 
Über die Bundesre{>ublik auch den Kulturleistun- 
gen, welche die vertriebenen Deutschen in ihren 
Heimatgebieten vollbracht haben, genügend Raum 
gegeben wird. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
richtet auch an die deutsche Öffentlichkeit den 
dringenden Appell, die Vertretung des Rechts der 
Vertriebenen auf ihre angestammte Heimat nicht 
durch Äußerungen zu erschweren, aus denen auf 
‘eine Bereitwilligkeit zum Verzicht auf deutsche 
Rechtsansprüche geschlossen werden könnte. Im 


Ausschuß bestand volle Einigkeit darüber, daß die 
Vertreibung einer eingesessenen Bevölkerung aus 
ihren angestammten Siedlungsgebieten einen Un- 
rechtstatbestand darstellt, der vom Völkerrecht 
verurteilt wird. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
ist der Auffassung, daß die Vertretung des Rechts- 
anspruchs auf die deutschen Vertreibungsgebiete 
eine Angelegenheit des gesamten deutschen Volkes 
sei und daß es sich darüber hinaus nicht nur um 
ein deutsches, sondern um ein europäisches Pro- 
blem handele. Nur eine Wiederherstellung des 
Rechts kann nach Ansicht des Ausschusses ein 
dauerndes freundschaftliches Zusammenleben mit 
den Völkern Mittel- und Osteuropas ermöglichen 
und dadurch eine gesamteuropäLsche Verständi- 
gung sichern. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
ist der Ansicht, daß auch der Heimatanspruch der 
Vertriebenen aus Vertreibungsgebieten außerhalb 
der Grenzen des Deutschen Reichs vom 31. De- 
zember 1937 die Bundesrepublik nicht unbeteiligt 
lassen darf. Er bezieht sich hierbei auf die am 
14. Juli 1950 vom Präsidenten des Deutschen Bun- 
destages im Namen aller Fraktionen mit Ausnahme 
der Fraktion der KPD abgegebene feierliche Er- 
klärung zu dem Prager Abkommen vom 23. Juni 
1950, in dem die Regierung der sogenannten DDR 
gegenüber der Regierung der Tschechoslowakei die 
Austreibung der Sudetendeutschen als endgültig 
anerkannt hatte. Es heißt in dieser Erklärung u. a.: 

„Das Prager Abkommen ist nicht vereinbar 
mit dem unveräußerliohen Anspruch des Men- 
schen auf seine Heimat. Der Deutsche Bundestag 
erhebt deshalb feierlich Einspruch gegen die 
Preisgabe des Heimatrechts der in die Obhut der 
deutschen Bundesrepublik gegebenen Deutschen 
aus der Tschechoslowakei.“ 


V. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
erwartet von der Bundesregierung konkrete Maß- 
nahmen, um die Vertretung des Rechtsanspruches 
auf die unter fremder Verwaltung stehenden deut- 
schen Ostgebiete vorzubereiten und sicherzustellen. 

Der Ausschuß hält insbesondere die Durchfüh- 
rung folgender Aufgaben für vordringlich: 

die Zusammenstellung aller mit dem iSchicksal der 
deutschen Ostgebiete und mit der Vertreibung der 
Deutschen in Zusammenhang stehenden histo- 
rischen Tatsachen, 

die Klärung der durch die Vertreibung und durch 
die Übernahme der Vertreibungsgebiete in fremde 
Verwaltung aufgeworfenen rechtlichen Probleme, 

die Schaffung eines Überblicks über die Leistungen 
aller deutschen Ostinstitute und deren Koordi- 
nierung, 

die Sammlung der einschlägigen internationalen 
Literatur, 
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die Förderung einer fruchtbaren Zusammenarbeit 
der Deutschen Ostforschung mit der Ostforschung 
der westlichen Länder, insbesondere der Vereinig- 
ten Staaten. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
ist der Auffassung, daß mit der Erfüllung dieser 
vordringlichen Aufgaben eine dafür zu schaf- 
fende Stelle im Auswärtigen Amt betraut werden 
sollte, deren Zusammenarbeit mit den entsprechen- 
den Referaten des iBundesministeriums für gesamt- 
deutsche Fragen und des Bundesministeriums für 
Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte in 
sinnvoller Weise zu gewährleisten ist. 


Der Ausschuß befaßte sich eingehend mit der 
personellen Besetzung und der sachlichen Ausstat- 
tung der Ostunterabteilung des Auswärtigen Amts. 
Es bestand volle Einmütigkeit darüber, daß die 
gegenwärtige Besetzung und Ausstattung dieser 
Unterabteilung dem Umfange und der Bedeutung 
der gestellten Aufgaben nicht gerecht werden 
kann. 

Bonn, den 24. Juni 1957 

Paul 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird mit Hinweis auf ihre 

Erklärungen vom 28. Juni 1956, 31. Januar 1957 

und die Erklärung des Bundestagspräsidenten vom 

14. Juli 1950 ersucht, 

1. alle Maßnahmen zu treffen, die notwendig sind, 
um die Vertretung des Rechtsanspruches auf die 
unter fremder Verwaltung stehenden deutschen 
Ostgebiete und auf die langestammte Heimat vor- 
zubereiten und sicherzustellen; 

2. die sachgerechte Bearbeitung der deutschen Ost- 
fragen durch das Auswärtige Amt sowie die ent- 
sprechendenBeferate des Bundesministeriums für 
gesamtdeutsdie Fragen und des Bundesministe- 
riums für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegs- 
geschädigte sicherzustellen. Darüber hinaus ist 
die Ostunterabteilung des Auswärtigen Amts 
personell und sachlich ausreichend auszustatten; 

3. dem Schicksal der in den Vertreibungsgebieten 
(unter fremder Verwaltung stehenden deutschen 
Ostgebieten) lebenden Deutschen ihr ständiges 
Augenmerk zu widmen und auf eine Verbes- 
serung ihrer Lage hinzuwirken; 

4. dem Bundestagsausschuß für auswärtige Ange- 
legenheiten Über die getroffenen Maßnahmen 
baldmöglichst zu berichten. 


Bonn, den 24. Juni 1957 


Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 


Kiesinger 

Vorsitzender 


Paul 

Berichterstatter 
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